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Bericht des Bundesrates über die Aktivitäten der 
schweizerischen Migrationsaussenpolitik 2024  
vom … 

 
Sehr geehrte Frau Nationalratspräsidentin 
Sehr geehrter Herr Ständeratspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen den Bericht über die Aktivitäten der schweizerischen 
Migrationsaussenpolitik 2024 und bitten Sie, davon Kenntnis zu nehmen. 

Wir versichern Sie, sehr geehrte Frau Nationalratspräsidentin, sehr geehrter Herr 
Ständeratspräsident, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorzüglichen 
Hochachtung. 
 

… Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

Die Bundespräsidentin: Karin Keller-Sutter  

Der Bundeskanzler: Viktor Rossi 
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Bericht 

1 Zusammenfassung der Schwerpunkte im Jahr 2024 

Nach Angaben des UNO-Hochkommissariats für Flüchtlinge (UNHCR) haben 
Zwangsvertreibungen im Jahr 2024 einen Rekordwert erreicht. Weltweit waren über 
120 Millionen Menschen auf der Flucht oder wurden vertrieben. Davon sind 71,2 
Millionen Binnenvertriebene.1 Mehr als 70 Prozent der Flüchtlinge und Vertriebenen 
finden Schutz in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen und 69 Prozent in 
benachbarten Staaten. Obwohl die Krise in Syrien nach wie vor die wichtigste 
Fluchtursache darstellt, sind die steigenden Flüchtlingszahlen vor allem auf die 
zunehmenden Binnenvertreibungen und die bewaffneten Konflikte im Sudan, in der 
Demokratischen Republik Kongo, in Myanmar, im Gazastreifen und in der Ukraine 
zurückzuführen. Der Unterstützungs- und Schutzbedarf der Vertriebenen ist weiterhin 
sehr hoch und die Suche nach dauerhaften Lösungen eine vorrangige Aufgabe. 
 
Neben den erwähnten Konflikten sind Menschenrechtsverletzungen, die prekäre 
Wirtschaftslage, die wachsende Ungleichheit und der begrenzte Zugang zu regulären 
Migrationswegen für Drittstaatsangehörige weitere Gründe für die anhaltend hohe 
Zahl von Asylgesuchen und irregulären Einreisen in die Schweiz und andere 
europäische Staaten.2 Ein Grossteil der irregulären Migration in die Schweiz erfolgte 
über die Türkei und den Balkan. Auch wenn die in der Schweiz gestellten 
Asylgesuche im Vergleich zum Vorjahr (30 223 Gesuche) um 8,2 Prozent 
zurückgegangen sind, bleiben die Herausforderungen in Bezug auf die Aufnahme und 
Unterbringung von Asylsuchenden gross. Am 4. September 2024 beschloss der 
Bundesrat, den vorübergehenden Schutz für Geflüchtete aus der Ukraine bis zum 4. 
März 2026 zu verlängern. Die Schweiz gewährte im Berichtsjahr 9272 Personen den 
Schutzstatus S. Ende des Jahres 2024 gibt es noch 67 700 aktive Status S. 
 
Im Jahr 2024 konzentrierte sich die schweizerische Migrationsaussenpolitik auf das 
Migrationsmanagement sowie die Verringerung der irregulären Migration nach 
Europa und der damit verbundenen Risiken. Ferner galt es, die am meisten betroffenen 
Partnerstaaten bei der Aufnahme von Geflüchteten zu unterstützen, den Vertriebenen 
in den Herkunftsstaaten und -regionen Hilfe und Schutz zu bieten und ihre 
wirtschaftlichen Perspektiven zu verbessern sowie dauerhafte Lösungen für 
Flüchtlinge und Vertriebene zu schaffen. Weitere Schwerpunkte waren der Schutz 
und eine bessere wirtschaftliche und finanzielle Integration vulnerabler 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten in den Partnerländern und -regionen, die 
Bekämpfung von Menschenhandel, die Prävention und Aufklärung von Fällen 
vermisster Migrantinnen und Migranten sowie Verfahren zur Rückkehr nicht 

 
1 Website des UNHCR https://www.unhcr.org/about-unhcr/who-we-are/figures-glance 
2 Europa: 1,12 Millionen Asylgesuche; die tatsächliche Anzahl irregulärer Einreisen ist nicht 

bekannt. Schweiz: 27 740 Asylgesuche und 29 460 irreguläre Migrantinnen und Migranten, 
die vom Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) an den Schweizer Grenzen 
festgestellt wurden.  

https://www.unhcr.org/about-unhcr/who-we-are/figures-glance
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schutzbedürftiger Personen. Verschiedene Bundesstellen arbeiten innerhalb der 
interdepartementalen Struktur zur Koordination der Migrationszusammenarbeit 
(IMZ-Struktur) eng zusammen, um auf bilateraler, regionaler und multilateraler 
Ebene eine kohärente Migrationsaussenpolitik sicherzustellen. 
 
Auf europäischer Ebene war die Verabschiedung des EU-Migrations- und -Asylpakts 
(EU-Pakt) im Mai 2024 durch den Rat der Europäischen Union (EU) und das 
Europäische Parlament ein wichtiger Meilenstein. Die Schweiz unterstützt die 
Ausrichtung dieser Reform. Denn diese bezweckt, das gesamte europäische Asyl- und 
Migrationssystem zu stärken, es effizienter, krisenfester und solidarischer zu machen 
und gleichzeitig auf aktuelle Herausforderungen zu reagieren. Im Berichtsjahr setzte 
sich die Schweiz auch in verschiedenen Projekten für die Unterstützung von Staaten 
ein, die an der Aussengrenze der EU besonders unter Druck stehen oder die durch die 
Aufnahme von Geflüchteten aus der Ukraine stark gefordert sind.  
 
Die Migrationszusammenarbeit konzentrierte sich auf Drittstaaten an den für die 
Schweiz wichtigsten Migrationsrouten im Mittleren Osten (Syrien, Libanon, Irak und 
Türkei), in Nordafrika (Tunesien, Marokko und Algerien), am Horn von Afrika 
(Eritrea und Äthiopien), in West- und Zentralafrika (Gambia, Côte d’Ivoire, Guinea 
und Nigeria), in Asien (Afghanistan, Iran, Pakistan und Sri Lanka) und im 
Südkaukasus (Georgien). Die Schweiz hat ihr Engagement mit bilateralen und 
regionalen Migrationsdialogen und mit der Durchführung gezielter Projekte 
konkretisiert. Ihre bilateralen Bemühungen wurden durch ihre Beteiligung an 
regionalen und multilateralen Prozessen zum Migrationsmanagement verstärkt. So 
spielte die Schweiz im Rahmen des Rabat-Prozesses eine wichtige Rolle bei der 
Weiterentwicklung der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit zur Problematik 
vermisster Migrantinnen und Migranten. Sie nahm auch an Verhandlungen teil, die 
im November 2024 zur Verabschiedung des neuen Aktionsplans des Budapest-
Prozesses für den Zeitraum 2025–2030 führten. Zudem machte sich die Schweiz im 
Berichtsjahr an die Umsetzung der Zugeständnisse, die sie beim Globalen 
Flüchtlingsforum 2023 eingegangenen ist. 
 
Angesichts der Folgen der zahlreichen humanitären Krisen und der anhaltenden 
bewaffneten Konflikte im Jahr 2024 bildete die internationale Zusammenarbeit 
weiterhin ein wesentliches Element der schweizerischen Migrationsaussenpolitik, sei 
es in Form von humanitärer Hilfe oder Entwicklungszusammenarbeit. Diese 
Zusammenarbeit ist auch eine wichtige Voraussetzung, um Perspektiven zu schaffen 
und eine reguläre, sichere und entwicklungsfördernde Migration in den 
Partnerländern und -regionen zu begünstigen.  
 

2 Migrationskontext im Jahr 2024  

In Europa (EU und assoziierte Staaten) wurden im Berichtsjahr rund 1 120 000 
Asylgesuche gestellt, was einem Rückgang von rund 9 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr entspricht. Die effektive Zahl der Personen, die in Europa ein Asylgesuch 
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stellten, liegt jedoch tiefer, da Sekundärmigration (Dublin-Fälle) sehr oft zu 
Mehrfacherfassungen führt. Der Rückgang der Asylgesuche in Europa ist auf 
verschiedene Faktoren zurückzuführen: Erstens war die Zuwanderung von 
Asylsuchende türkischer, afghanischer und syrischer Staatsangehöriger rückläufig. 
Zweitens spielten auch Veränderungen auf der Migrationsroute eine Rolle, wobei sich 
diese Veränderungen sehr unterschiedlich auf die europäischen Staaten auswirkten. 
So konnte dank der Abkommen Italiens und der EU mit Tunesien die Zahl der 
Anlandungen in Süditalien verringert werden. Zudem führte das härtere Vorgehen der 
serbischen Behörden gegen Schleppernetzwerke in Nordserbien zu einem deutlichen 
Rückgang der Asylgesuche in Deutschland (–29 %) und in Österreich (–58 %) sowie 
zu einer Verlagerung der Balkanroute nach Bosnien, Kroatien, Slowenien und Italien. 
Dadurch wurden nicht nur in Deutschland und Österreich weniger Asylgesuche 
gestellt sondern auch in Bulgarien (–44 %) und Zypern (–42 %). Einen Anstieg der 
Gesuche verzeichneten hingegen Belgien (+11 %), Griechenland (+15 %), Italien 
(+17 %), Irland (+40 %) und Polen (+75 %), während die Gesuchszahlen in anderen 
Ländern stabil geblieben sind. Die Zahl der Asylgesuche aus Lateinamerika war 
insbesondere in Spanien nach wie vor hoch.  
 
Die Schweiz ist als Zielland für Asylsuchende weiterhin von sekundärer Bedeutung. 
Zahlreiche Personen reisten über die Schweiz in ein anderes europäisches Land, um 
dort ein Asylgesuch einzureichen. Im Berichtsjahr wurden in der Schweiz 27 740 
Asylgesuche gestellt, was einem Rückgang von 8,2 Prozent gegenüber 2023 
entspricht. Von allen in Europa eingereichten Asylgesuchen entfielen wie bereits im 
Vorjahr 2,4 Prozent auf die Schweiz. In 6521 Fällen handelte es sich um 
Sekundärgesuche, darunter 3300 Gesuche die infolge der Praxisänderung vom Juli 
2023 betreffend Frauen aus Afghanistan von afghanischen Staatsangehörigen 
eingereicht wurden, die bereits über einen Aufenthaltstitel verfügten. Die 
Primärgesuche von Staatsangehörigen der für die Schweiz wichtigsten 
Herkunftsstaaten, Afghanistan und Türkei, waren im Jahr 2024 rückläufig. Bei den 
türkischen Staatsangehörigen betrug der Rückgang 40 Prozent. Die am häufigsten 
genutzte Migrationsroute in die Schweiz führte über die Türkei und den Balkan. Im 
Jahr 2024 wurden in der Schweiz 16 616 Gesuche um Schutzstatus S gestellt, was 
einem Rückgang von 49,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr entspricht. Von den 
100 258 seit März 2022 gewährten Schutzstatus S waren Ende 2024 noch 67 700 
aktiv. Insgesamt sind die Herausforderungen für das Schweizer Asylsystem, 
insbesondere im Bereich der Unterbringung und Betreuung, nach wie vor gross. 
Deshalb hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) im Jahr 2024 
auf eine Wiederaufnahme von Flüchtlingsgruppen im Rahmen des Resettlement-
Programms verzichtet.  
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Wichtigste Migrationsrouten nach Europa 

Quelle: SEM 
 
Asylgesuche in der Schweiz 1991–2024 

Quelle: SEM 
 
 

 

Routen über 
das 
Mittelmeer 

westliche 
(primär Marokko-Spanien) 

zentrale 
(primär Libyen-Italien und 

Tunesien-Italien) 

östliche 
(Türkei -Griechenland) 

See Land See See Land 
2021  41 980 1 220   67 040 4 110 4 700 
2022  29 900 1 870 105 140 12 760 6 020 
2023  57 070 470 157 650 41 480 7 080 
2024 (31.12.)  63 840 480   66 620 54 480 7 540 
 
Monatliche 
Entwicklung 
letzte 13 
Monate 
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Asylgesuche in der Schweiz – wichtigste Herkunftsstaaten 20243 

Quelle: SEM 
 
 
In Bezug auf die reguläre Migration ist festzuhalten, dass die Nachfrage nach 
ausländischen Arbeitskräften in der Schweiz weiterhin sehr hoch ist. Mit mehr als 
68 000 neu zugewanderten Personen war die Schweiz auch im Jahr 2024 das 
drittwichtigste Zielland für Arbeitskräfte innerhalb Europas. Nebst 
Zwangsvertreibungen bleibt die menschliche Mobilität ein globales Phänomen; das 
weitgehend mit der Suche nach Arbeit verbunden ist: Weltweit gibt es 169 Millionen 
Arbeitsmigrierende, davon sind 42 Prozent Frauen. Arbeitsmigration ist ein wichtiger 
Faktor für wirtschaftliche Entwicklung und Wohlstand in den Herkunfts- und 
Zielstaaten, aber die Risiken von Ausbeutung, Diskriminierung, Zwangsarbeit und 
Menschenhandel sind insbesondere in Niedriglohnsektoren und für Frauen hoch. 
 

 
3 Dargestellt sind Primärgesuche, keine Familiennachzüge und Geburten. Gesuche um 

Schutzstatus S von aus der Ukraine geflüchteten Personen werden in dieser Statistik nicht 
berücksichtigt.  
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3 Schwerpunktregionen der schweizerischen 
Migrationsaussenpolitik 

Die Schwerpunktregionen für die Schweiz sind Europa, Nordafrika, der Mittlere 
Osten, das Horn von Afrika sowie West- und Zentralafrika. Einzelne Länder in Asien 
und im Südkaukasus bildeten ebenfalls einen Schwerpunkt. Vertreibung und 
Migration waren zentrale Themen in den politischen Dialogen mit den Ländern dieser 
Regionen. Sie wurden systematisch und konsequent in die verschiedenen Programme 
der Entwicklungszusammenarbeit und der humanitären Hilfe aufgenommen.  
 
Das Jahr 2024 markierte den Abschluss der Strategie der internationalen 
Zusammenarbeit (IZA) im Zeitraum 2021–2024, in der die Migration ein 
Schwerpunktbereich war. Die Strategie diente dazu, den Herausforderungen in 
Zusammenhang mit irregulärer Migration und Zwangsvertreibung zu begegnen und 
gleichzeitig das Potenzial der regulären Migration für eine nachhaltige Entwicklung 
zu stärken. Ebenso sollte der Migrationsaspekt endgültig in die IZA integriert werden, 
nachdem die strategische Verknüpfung zwischen Migration und IZA gefestigt wurde, 
etwa durch die Bereitstellung sogenannter flexibler Mittel. 
 
Dank dieser Mittel konnte die Schweiz flexibel auf aktuelle Herausforderungen und 
Opportunitäten im Rahmen von Migrationsdialogen reagieren. Sie wurden von der 
Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) basierend auf Vorschlägen 
des Staatssekretariats für Migration (SEM) und in Abstimmung mit der IMZ-Struktur 
für Entwicklungsprojekte in Ländern eingesetzt, die zwar keine Schwerpunktländer 
der IZA sind, sich aber innerhalb der vier IZA-Schwerpunktregionen befinden. Im 
Jahr 2024 setzte die Schweiz Mittel in West- und Zentralafrika (Nigeria, Côte 
d’Ivoire, Gambia und Guinea) und in Südasien (Pakistan und Sri Lanka) ein. Dadurch 
konnten die Migrationsdialoge verstärkt werden. Diese bezogen sich auf die 
Bedürfnisse in den Bereichen Berufsbildung, Schutz von Flüchtlingen und 
vulnerablen Migrantinnen und Migranten, langfristige Perspektiven und Beteiligung 
der Diaspora. Die flexiblen Mittel haben sich als nützliches Instrument der 
Migrationsaussenpolitik erwiesen und wurden in die IZA-Strategie 2025–2028 
übertragen. Das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) kann ebenfalls mit 
Komplementärmassnahmen ausserhalb seiner IZA-Schwerpunktländer tätig werden. 
Dabei bindet es Ländervorschläge des SEM und der DEZA in die globalen oder 
regionalen Programme ein, welche die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
verbessern, Arbeitsplätze schaffen oder das Unternehmertum fördern.  
 
Ganz allgemein hat die Schweiz ihre Aktivitäten im Migrationsbereich sowohl in 
ihren Schwerpunktländern als auch über ihre globalen Programme und ihre 
multilaterale Tätigkeit verstärkt, indem sie spezifische Programme umgesetzt oder die 
Migration in anderen Programmen berücksichtigt hat. Der Schwerpunkt der IZA 
wurde auf den Schutz, die Integration und einen stärkeren Beitrag der Migrantinnen 
und Migranten zur nachhaltigen Entwicklung gelegt. 
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3.1 Europa 

Im Mai 2024 wurde der Europäische Migrations- und Asylpakt (EU-Pakt) durch den 
Rat der EU und das Europäische Parlament verabschiedet. Damit hat sich die EU auf 
eine umfassende Reform des europäischen Migrations- und Asylsystems geeinigt. Die 
wichtigsten Ziele dieser Reform liegen im Interesse der Schweiz. Personen, die keinen 
internationalen Schutz benötigen oder die rechtlichen Voraussetzungen für diese 
Schutzgewährung nicht erfüllen, sollen von der irregulären Migration nach Europa 
abgehalten werden. Gleichzeitig soll dieser Schutz Personen, die schutzbedürftig sind, 
weiterhin gewährt werden. Mit dieser Reform wird ein Beitrag zur gesamtheitlichen 
Stärkung des europäischen Asyl- und Migrationssystems geleistet und gleichzeitig auf 
die aktuellen Herausforderungen reagiert. Darüber hinaus soll die Effizienz in der 
Zusammenarbeit zwischen EU-Mitgliedstaaten hinsichtlich der Aufteilung der 
migrationsbezogenen Verantwortung verbessert werden. Die Reform führt erstmals 
einen rechtsverbindlichen Solidaritätsmechanismus zwischen den EU-
Mitgliedstaaten ein, der eine gegenseitige Unterstützung vorsieht, um Staaten unter 
besonderem Migrationsdruck zu entlasten. Diese flexible Unterstützung kann in Form 
von Übernahmen, finanziellen Beiträgen oder alternativen Massnahmen erfolgen. Die 
Teilnahme am Solidaritätsmechanismus ist für die EU-Mitgliedstaaten verbindlich. 
Die Schweiz ist als assoziierter Staat an Schengen und Dublin nicht zur Teilnahme 
am Solidaritätsmechanismus verpflichtet, prüft jedoch die Möglichkeit einer 
freiwilligen Beteiligung. Der EU-Pakt beinhaltet mehrere Weiterentwicklungen des 
Schengen- und Dublin/Eurodac-Besitzstands, die für die Schweiz verbindlich sind 
und im Rahmen der Assoziierungsabkommen zu Schengen und Dublin übernommen 
werden müssen. Diese Weiterentwicklungen wurden der Schweiz am 17. Mai 2024 
notifiziert, und der Bundesrat hat den Notenaustausch zur Übernahme dieser EU-
Verordnungen am 14. August 2024 unter Vorbehalt der parlamentarischen 
Genehmigung gutgeheissen. Die Reform muss spätestens bis Mitte 2026 umgesetzt 
werden. Die umzusetzenden Weiterentwicklungen betreffen vier Bereiche: das 
Registrierungs- und das Identifizierungsverfahren (Überprüfungsverfahren, 
Screening, Verordnung (EU) 2024/1356), die neue Eurodac-Verordnung ((EU) 
2024/1358), neue Zuständigkeitsregeln für Asylgesuche (Dublin-Regeln, Verordnung 
(EU) 2024/1351) sowie die Ausnahmen von diesen Regeln im Krisenfall (Verordnung 
(EU) 2024/1359). Die Schweiz begrüsst die Verabschiedung des EU-Pakts und setzt 
sich aktiv für eine einheitliche Umsetzung dieser Reform in Europa ein.  
 
Seit der Verabschiedung des EU-Pakts wurden weitere mögliche Massnahmen zur 
Eindämmung der irregulären Migration und zur Beschleunigung der 
Rückführungsverfahren vorgeschlagen, die auf EU-Ebene diskutiert werden. Dazu 
gehört insbesondere eine Reform des Rückführungssystems im Schengen-Raum, die 
die Einrichtung von Rückkehrzentren im Ausland (Return Hubs) für die 
Mitgliedstaaten ermöglichen könnte. Im Rahmen des Postulats 23.4490 Caroni wird 
derzeit eine Auslegeordnung zu diesen Lösungsansätzen vorgenommen, etwa die 
Auslagerung von Asylverfahren oder die Rückführung in Drittstaaten. 
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Gleichzeitig hat sich die Schweiz im Jahr 2024 weiter an der Schengen/Dublin-
Zusammenarbeit in den Bereichen Grenzschutz, Justiz, Polizei, Visa und Migration 
beteiligt. Die Aussetzung der Dublin-Überstellungen nach Italien seit dem 5. 
Dezember 2022 hat sich auf die Schweiz und andere Dublin-Staaten ausgewirkt. Die 
Nachbarstaaten Italiens mussten mehr Asylgesuche prüfen, wodurch ihre 
Verwaltungssysteme noch stärker belastet wurden. Auch wenn die Überstellungen 
nicht durchgeführt wurden, hat die Schweiz im Jahr 2024 weiter Dublin-Ersuchen an 
Italien gerichtet und nach Lösungen auf EU-Ebene gesucht. Sie hat dieses Thema 
regelmässig sowohl mit ihren europäischen Partnern als auch mit Italien erörtert, 
letztmals anlässlich des Treffens zwischen Bundesrat Beat Jans und dem italienischen 
Innenminister Matteo Piantedosi vom 22. November 2024 in Chiasso.  
 
Im September und Dezember 2024 verlängerte Deutschland die Grenzkontrollen an 
allen Binnengrenzen einschliesslich der Grenze zur Schweiz. Gemäss den deutschen 
Behörden soll diese Massnahme, die sich auf die bestehenden Rechtsvorschriften des 
Schengener Grenzkodex stützt, die Schwierigkeiten bei der Dublin-Zusammenarbeit 
ausgleichen und irreguläre Migrationsbewegungen nach Deutschland eindämmen. Da 
die Kontrollen an der Schweizer Grenze bereits seit Oktober 2023 bestehen und 
Deutschland die bestehende Regelung nicht verschärft hat, hatten diese Massnahmen 
weder im grenzüberschreitenden Verkehr noch bei den Migrationszahlen 
Auswirkungen auf die Schweiz. Die Schweiz hat seit der Ankündigung erneuter 
Grenzkontrollen durch die deutschen Behörden keinen Anstieg der Asylgesuche 
verzeichnet. Sie wird die Entwicklung weiter beobachten und die möglichen Folgen 
der Grenzkontrollen analysieren. Grenzkontrollen zur Eindämmung der 
Migrationsbewegungen hält sie für keine angemessene Lösung. Auch die 
Sicherheitslage im Berichtsjahr vermochte ihrer Ansicht nach der Wiedereinführung 
von Grenzkontrollen nicht zu rechtfertigen. Ausserdem verfügt die Schweiz als 
Nichtmitglied der Zollunion im Vergleich zu den EU-Mitgliedstaaten über 
weitergehende Kontrollmöglichkeiten. Sie kann grundsätzlich an allen Grenzen und 
im Inland Zollkontrollen durchführen. Bei diesen Zollkontrollen oder bei Vorliegen 
eines polizeilichen Verdachts führt das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit 
(BAZG) auch Personenkontrollen durch. Zudem besteht die Möglichkeit, diese 
Zollkontrollen in besonderen Situationen zu verstärken, ohne dass systematische 
Kontrollen im Sinne des Schengener Grenzkodex eingeführt werden müssen. Dies 
war im Sommer 2024 der Fall, als der Bundesrat beschloss, die bestehenden 
Massnahmen an den Grenzen während sportlicher Grossanlässe in den 
Nachbarstaaten zu verstärken, um der erhöhten Terrorgefahr zu begegnen. 
 
Die Aufnahme von Geflüchteten aus der Ukraine war auch im Jahr 2024 eine 
Hauptsorge der EU-Staaten und der Schweiz. Die Schweiz hat den vom Krieg in der 
Ukraine betroffenen Menschen weiterhin Schutz geboten. Im September 2024 hat der 
Bundesrat erneut die Weiterführung des Schutzstatus S für diese Personen bis März 
2026 beschlossen. Auf nationaler Ebene lag der Schwerpunkt auf der Integration in 
den Arbeitsmarkt. Ziel des Bundesrates war, dass bis Ende 2024 mindestens 40 
Prozent der Geflüchteten mit Schutzstatus S in den Arbeitsmarkt integriert sind. Um 
die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft zu verstärken, hat das EJPD einen 
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Beauftragten für Arbeitsmarktintegration ernannt. Auf internationaler Ebene 
konzentrierte sich die Schweiz mit ihrem Kooperationsprogramm vorrangig auf die 
Nachbarländer der Ukraine und insbesondere auf Moldau, das im Verhältnis zur 
Bevölkerungszahl am meisten ukrainische Flüchtlinge aufnimmt. Hier stand 
besonders die Umsetzung des vorübergehenden Schutzes für Geflüchtete aus der 
Ukraine sowie deren Integration in den lokalen Arbeitsmarkt im Vordergrund.  
 
Die Nachbarstaaten der Ukraine wurden im Rahmen des zweiten Schweizer Beitrags 
unterstützt. Aus dem Rapid Response Fund des Verpflichtungskredits «Migration» 
setzte die Schweiz im Jahr 2024 über zwei Millionen Franken ein, um Projekte in nahe 
der Ukraine gelegenen EU-Staaten (Polen, Tschechische Republik, Ungarn, 
Rumänien, Slowakei, Lettland, Litauen, Kroatien und Bulgarien) zu unterstützen. Zur 
längerfristigen Unterstützung in der Region wurden im Rahmen des 
Verpflichtungskredits «Kohäsion» fünf Programme genehmigt, die Massnahmen in 
den Bereichen Integration und Bekämpfung von Menschenhandel vorsehen. Die 
Schweiz wird somit Bulgarien, Estland, die Slowakei, die Tschechische Republik und 
Ungarn mit rund 40 Millionen Franken bei der Umsetzung dieser Programme 
unterstützen. 
 
Der Schweizer Beitrag kam auch den Mittelmeeranrainerstaaten zugute. Mit Mitteln 
aus dem Rapid Response Fund unterstützte die Schweiz zwei Projekte in Spanien und 
Malta. Griechenland, Italien und Zypern wurden im Rahmen der ersten Phase der 
bilateralen Kooperationsprogramme des Verpflichtungskredits «Migration» 
unterstützt (insgesamt CHF 70 Mio. für den Zeitraum 2022–2026). Im Hinblick auf 
die Umsetzung der zweiten Phase, die von 2025–2029 dauert, führte die Schweiz 
Verhandlungen mit Griechenland und Zypern über die Verlängerung der bestehenden 
Zusammenarbeit. Mit Bulgarien wurden ebenfalls Verhandlungen geführt. Je nach 
Land beziehen sich die Programme auf die Bereiche Asyl, Unterbringung, freiwillige 
Rückkehr und Reintegration sowie Erstintegration.  
 
Die Migration in den Schengen-Raum ist nach wie vor ein wichtiges Thema für die 
Schweiz. Die irreguläre Migration über die Westbalkanroute hat zwar unter anderem 
dank einer angepassten Visumpolitik in dieser Region weiter abgenommen, sie bleibt 
aber die am häufigsten genutzte Migrationsroute und damit ein Schwerpunkt für die 
Schweiz. Im Jahr 2024 setzte die Schweiz, insbesondere über ihre 
Migrationspartnerschaften, noch stärker auf die Kooperation mit den Balkanstaaten. 
Bei seinem Besuch im Juli in Serbien unterstrich Bundesrat Beat Jans die 
ausgezeichnete Zusammenarbeit im Migrationsbereich und brachte als wichtiges 
Anliegen der Schengen-Mitgliedstaaten die Angleichung der Visumbestimmungen 
zur Sprache. In Bosnien und Herzegowina konzentrierte sich der Migrationsdialog auf 
die Verringerung der irregulären Migration. Zudem finanzierte die Schweiz in 
Zusammenarbeit mit dem Sicherheitsministerium die vierte regionale 
Ministerkonferenz «Sarajevo Migration Dialogue» mit dem Ziel, die Zusammenarbeit 
in der Region zu stärken. Mit einem regionalen Ansatz unterstützte die Schweiz lokale 
Initiativen in Serbien, Kosovo sowie Bosnien und Herzegowina zum Schutz von 
Flüchtlingen und Migranten entlang der Balkanroute. 
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3.2 Mittlerer Osten 

Im Jahr 2024 verschlechterten sich die Sicherheitslage sowie die wirtschaftliche und 
humanitäre Situation im Mittleren Osten. Die politischen Krisen und Konflikte 
verschärften sich insbesondere im Gazastreifen, in Israel, im Libanon, in Syrien, im 
Iran und im Jemen, was zu grosser Vertreibung führt. Die Schweiz verstärkte daher 
ihre Aktivitäten in Syrien, im Libanon, in Jordanien, im Irak und in der Türkei, um 
vulnerable Bevölkerungsgruppen zu schützen und dauerhafte Lösungen für 
Vertriebene zu suchen.  
 
In Syrien, wo die Zusammenstösse im Laufe des Jahres zugenommen haben und die 
Zahl der Binnenvertriebenen auf 7,2 Millionen geschätzt wird, ist der Bedarf an 
Schutz und Zugang zur Grundversorgung, etwa im Gesundheits- und 
Bildungsbereich, weiter gestiegen. Infolgedessen wurden mehr als 60 Millionen 
Franken für humanitäre Hilfe bereitgestellt. Mit dem Sturz des syrischen Präsidenten 
Bachar al-Assad am 8. Dezember 2024 hat sich die Lage grundlegend verändert. Ende 
2024 war es noch zu früh, um die möglichen Auswirkungen dieser Ereignisse auf die 
Migrationsentwicklung zu beurteilen. Am 9. Dezember 2024 beschloss das SEM, die 
Asylentscheide für syrische Asylsuchende zu sistieren, bis die Situation in Syrien neu 
beurteilt werden kann. 
 
Im Libanon erhöhten die anhaltende politische Krise, die desolate Wirtschaftslage und 
vor allem der militärische Konflikt im Süden des Landes die Vulnerabilität der 
Bevölkerung. Gemäss dem UNHCR leben schätzungsweise 1 500 000 syrische 
Flüchtlinge, 500 000 palästinensische Flüchtlinge und 100 000 Binnenvertriebene im 
Libanon. Die Schweizer Programme legten einen besonderen Schwerpunkt auf die 
Grundversorgung für Flüchtlinge wie auch für die Aufnahmegemeinschaften, unter 
anderem im Bildungsbereich, sowie auf den Zugang zu Rechtsschutz für 
Asylsuchende, Flüchtlinge und Staatenlose. Die Schweiz hat auch die Initiativen des 
UNHCR zur Neuansiedlung von im Libanon lebenden Flüchtlingen in Drittstaaten 
finanziell unterstützt.  
 
Das Jahr 2024 markierte einen Wendepunkt in der Migrationszusammenarbeit 
zwischen dem Irak und der Schweiz. Nach der Wiedereröffnung der Schweizer 
Botschaft in diesem Jahr wurde eine Schweizer Verbindungsbeamtin für 
Migrationsfragen (Immigration Liaison Officer, ILO) nach Bagdad entsandt. Zudem 
mündeten die bilateralen Bemühungen seit 2023 in die Unterzeichnung eines 
Abkommens mit dem Irak, das die bilaterale Migrationszusammenarbeit verstärken 
soll. Auf humanitärer Ebene setzte die Schweiz angesichts der verbesserten 
allgemeinen Lage im Land ihre Unterstützung im Bereich der beruflichen 
Wiedereingliederung von zurückgekehrten Personen und vulnerablen 
Bevölkerungsgruppen in geringerem Umfang fort. 
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In Jordanien und in der Türkei, wo besonders viele Flüchtlinge leben, führte die 
Schweiz Projekte durch, die sich mit Bildung, Schutz, Zugang zu Rechtshilfe, 
beruflicher Entwicklung sowie Wasser- und Abwassermanagement vor dem 
Hintergrund des Klimawandels befassen.  
 
Die Schweiz setzte sich auch im Bereich der regulären Arbeitsmigration in 
Drittstaaten ein, denn der Mittlere Osten ist eine bedeutende Region für reguläre 
Migrantinnen und Migranten aus Asien und Afrika, die in Tieflohnbranchen arbeiten 
(Industrie, Bau, Hausangestellte usw.). Sie leisten einen wichtigen Beitrag zur 
wirtschaftlichen Entwicklung in dieser Region. Um diesen zu stärken und um 
menschenwürdige Arbeitsbedingungen für diese Migrierende sowie die Wahrung 
ihrer Rechte zu gewährleisten, arbeitet die Schweiz in Jordanien, im Libanon und in 
den Golfstaaten mit der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zusammen. 
 

3.3 Nordafrika 

Die nordafrikanischen Staaten sind in Bezug auf irreguläre Migration Herkunfts-, 
Transit- und Zielstaaten zugleich. Im Berichtsjahr verzeichnete die Schweiz einen 
Anstieg der Asylgesuche aus Algerien, Tunesien und Marokko. Da die Schutzquote 
für Asylsuchende aus diesen Staaten gering ist, werden in vielen dieser Fälle 
Massnahmen zur unfreiwilligen Rückkehr ergriffen. Als Transitregion ging von 
Nordafrika auch im Berichtsjahr ein hoher Migrationsdruck auf Europa aus, vor allem 
über die zentrale Mittelmeerroute – dies, obwohl die Überfahrten insbesondere 
aufgrund der von der EU und Italien eingeführten Massnahmen rückläufig waren. 
Gleichzeitig wurde dieser Rückgang durch eine Zunahme der Migrationsbewegungen 
über das westliche Mittelmeer und den Atlantik in Richtung Kanarische Inseln und 
Festlandspanien ausgeglichen. Als Zielregion war Nordafrika im Jahr 2024 mit einer 
hohen Zahl von Flüchtlingsbewegungen sudanesischer Flüchtlinge in Libyen, 
Tunesien und Ägypten konfrontiert. Infolgedessen ist der Bedarf an Schutz und 
Zugang zur Grundversorgung für Geflüchtete und irregulär anwesende Migrierende 
gestiegen. In mehreren Staaten wurden auch vermehrt Asylgesuche gestellt. 
 
Aus diesen Gründen stellt Nordafrika eine Schwerpunktregion der schweizerischen 
Migrationsaussenpolitik dar. Die Schweiz pflegte auch im Jahr 2024 enge 
Beziehungen zu den nordafrikanischen Staaten. Sie setzte sich auf bilateraler und 
regionaler Ebene für die Zusammenarbeit im Migrations- und Wirtschaftsbereich 
sowie die IZA ein und förderte mit verschiedenen humanitären Hilfsprojekten 
(Libyen, Tunesien, Ägypten) den Zugang von vulnerablen Migrantinnen und 
Migranten sowie Flüchtlingen zur Grundversorgung. In Tunesien setzt sich die 
Schweiz zudem weiterhin für die Förderung der zirkulären Migration und die 
Einbindung der Diaspora ein. 
 
Bundesrat Beat Jans reiste im Mai 2024 zu einem Arbeitsbesuch nach Tunesien, der 
im Rahmen der Umsetzung der Migrationspartnerschaft erfolgte. Im November folgte 
ein Expertentreffen mit dem Ziel, die Migrationsgouvernanz und die Prävention 
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irregulärer Migration zu stärken. Zudem wurden neue Projekte zum Schutz von 
Migrantinnen und Migranten und zur Bekämpfung von Menschenhandel ins Leben 
gerufen und umgesetzt. 
 
Im Berichtsjahr haben die Schweiz und Marokko ihre Migrationszusammenarbeit 
deutlich verstärkt. Im Februar reiste eine hochrangige interministerielle Delegation in 
die Schweiz, um den Migrationsdialog im Rahmen der Ständigen gemischten 
Arbeitsgruppe für Migrationsfragen (Groupe Permanent Migratoire Mixte, GPMM) 
weiterzuführen. Dabei wurde die operative Zusammenarbeit vertieft, und in Bereichen 
wie Rückübernahme und Sicherheit sowie bei Fragen der Berufsbildung und des 
Zugangs zum lokalen Arbeitsmarkt wurden positive Ergebnisse erzielt. Um die 
Zusammenarbeit mit Marokko weiter zu verstärken, hat das SEM beschlossen, im 
April 2025 eine ILO an die Schweizer Botschaft in Rabat zu entsenden. Das SECO 
hat im Sommer 2024 eine Leiterin Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
nach Marokko entsandt, das im Jahr 2025 zu einem Schwerpunktland in diesem 
Bereich wird. Mit diesem bedeutenden Schritt wird auch der Migrationsdialog 
verstärkt.  
 
Die Migrationszusammenarbeit mit Algerien wurde insbesondere im Bereich der 
Rückübernahme mit einem hochrangigen Treffen im Juni 2024 in Algier und dem 
Besuch einer algerischen Delegation im April 2024 in der Schweiz verstärkt. Dieser 
Besuch diente dem Austausch über das Migrationsmanagement. Ausserdem stellte die 
Schweiz ihre Migrationsstrukturen vor, zu denen Elemente wie das Asylverfahren, 
das Integrationssystem und der Zugang zum Arbeitsmarkt gehören.  
 
Auf regionaler Ebene führte die Schweiz ihre Projekte zu Themen wie 
Arbeitsmigration, Einbindung der Diaspora als Akteure der Entwicklung oder 
Prävention, Aufklärung von Fällen vermisster Migrantinnen und Migranten oder den 
Schutz, die Bildung und die Integration von minderjährigen Migrantinnen und 
Migranten fort. Hier ist insbesondere das regionale Programm «Kinder und 
Jugendliche auf der west- und nordafrikanischen Migrationsroute» zu erwähnen, das 
in fünf Ländern (Tunesien, Marokko, Mali, Niger und Guinea) umgesetzt wird. Ein 
regionales Programm, das sich mit dem Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
Ägypten, Äthiopien und im Sudan befasst, wurde erneuert, und es wurden Aktivitäten 
durchgeführt, um sudanesischen Flüchtlingen in Ägypten und in Libyen den Zugang 
zur Grundversorgung (Schutz, Bildung, rechtliche Unterstützung) zu ermöglichen.  
 

3.4 Horn von Afrika 

Am Horn von Afrika konzentrierte sich die Schweiz einerseits auf die 
Migrationszusammenarbeit mit Eritrea und Äthiopien und andererseits auf den 
Umgang mit den humanitären Folgen des Konflikts im Sudan.  
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Mit Eritrea wurden einige Fortschritte erzielt in Bezug auf die Identifizierung 
abgewiesener Asylsuchender. Eritrea stellt sich jedoch nach wie vor gegen 
Zwangsrückführungen aus der Schweiz und allen anderen europäischen Staaten. Die 
Seitenakkreditierung Eritreas bei der Schweizer Botschaft in Nairobi ermöglicht die 
Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen von der Region aus. Im Februar 2025 
wurde eine ILO nach Nairobi entsandt, die vorrangig für Eritrea und Somalia 
zuständig ist. Im Oktober 2024 reiste eine Delegation des EDA und des SEM nach 
Asmara, um sich mit den Behörden über die gesamten bilateralen Beziehungen, 
einschliesslich der Migration auszutauschen. Gleichzeitig führte eine 
interdepartementale Arbeitsgruppe eine gründliche Bestandsaufnahme der Situation 
und der Beziehungen der Schweiz zu Eritrea durch.  
 
Im März 2024 reiste Bundesrat Ignazio Cassis zu einem offiziellen Arbeitsbesuch 
nach Äthiopien. Mit seinem Amtskollegen Taye Selassie und der äthiopischen 
Präsidentin Sahle Zewde tauschte er sich über die Lage in der Region in Bezug auf 
Sicherheit, Wirtschaft und Migration aus. Die Zusammenarbeit mit Äthiopien hat sich 
im Berichtsjahr deutlich verbessert. Nachdem die Rückübernahme von 
ausreisepflichtigen äthiopischen Staatsangehörigen in sämtlichen europäischen 
Staaten eine Weile ausgesetzt war, konnten die Verfahren zur Identifizierung und 
Rückführung dieser Personen, die die Schweiz verlassen müssen, wieder 
aufgenommen werden. Auch im Rahmen des Austauschs von Kompetenzen im Asyl- 
und Migrationsmanagement wurde die Zusammenarbeit verstärkt. Die Schweiz setzte 
sich ausserdem für die Unterstützung der wirtschaftlichen Integration von eritreischen 
Flüchtlingen und von Binnenvertriebenen in Äthiopien ein.  
 
Auf regionaler Ebene erörterte Bundesrat Ignazio Cassis mit dem Präsidenten der 
Afrikanischen Union, Moussa Faki, die Herausforderungen und Chancen in der 
Region aufgrund der geopolitischen Entwicklungen und die Rolle der Schweiz in 
diesem Kontext. Der Dialog mit anderen Staaten wurde ebenfalls fortgeführt. Mit 
Somalia wurden Fragen der Rückübernahme erörtert und ein Projekt zur Stärkung der 
Migrationsgouvernanz an den Grenzen gestartet. In Kenia unterstützt die Schweiz 
somalische Flüchtlinge und die Aufnahmegemeinschaften rund um das Camp Dadaab 
mit dem Ziel, die sozioökonomische Integration sowie die digitale und finanzielle 
Inklusion zu erleichtern. Bei einem offiziellen Arbeitsbesuch in Kenia im März 2024 
führte Bundesrat Ignazio Cassis ein ausführliches Gespräch mit dem kenianischen 
Präsidenten William Ruto und Aussenminister Musalia Mudavadi zu den aktuellen 
geopolitischen Herausforderungen und deren Auswirkungen auf die Sicherheit, die 
Migration und das Wirtschaftswachstum in der Region und auf dem afrikanischen 
Kontinent. Dabei ergaben sich auch wichtige Impulse für die neue Afrika-Strategie 
2025–2028 des Bundesrates. 
 
Mit über elf Millionen Binnenvertriebenen und mehr als drei Millionen Menschen, 
die in die Nachbarländer Tschad, Südsudan, Ägypten, Äthiopien, Libyen und die 
Zentralafrikanische Republik geflüchtet sind, hat der Sudan eine noch nie dagewesene 
Notlage zu bewältigen. Vor dem Hintergrund dieses Konflikts leistete die Schweiz 
einen Beitrag von rund 100 Millionen Franken an UN-Organisationen und 
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internationale NGO und unterstützte die Partner vor Ort mit 36 Millionen Franken 
(2023: CHF 64 Mio). Ferner entsandte sie Expertinnen und Experten des 
Schweizerischen Korps für humanitäre Hilfe. Sie setzte sich auch für die Stärkung der 
sozioökonomischen Kompetenzen und einen stärkeren Schutz für eritreische und 
äthiopische Flüchtlinge im Sudan ein.  
 
Generell ist die Schweiz mit Projekten in Äthiopien, Kenia, Somalia und Uganda in 
der Region aktiv geblieben. So hat sie im Jahr 2024 ein innovatives Programm zur 
Zusammenarbeit mit dem Privatsektor auf regionaler Ebene ins Leben gerufen, um 
Unternehmen, die von Vertreibung betroffene Gemeinschaften in Uganda, Kenia und 
Äthiopien beschäftigen und/oder unterstützen, weiterzuentwickeln. 
 

3.5 West- und Zentralafrika  

Die Schweiz hat ihre Zusammenarbeit mit Gambia, Nigeria, Guinea, der Côte d’Ivoire 
und weiteren Ländern, mit denen ein Migrationsabkommen besteht, durch 
Expertentreffen und neue Projekte in Bereichen wie Grenzmanagement und 
berufliche Integration intensiviert. Die flexiblen Mittel wurden grösstenteils in diesen 
vier Ländern für Programme zur beruflichen und sozioökonomischen Integration 
eingesetzt. Sie waren für den kontinuierlichen Migrationsdialog der Schweiz mit 
diesen Ländern von entscheidender Bedeutung.  
 
Im Februar 2024 empfing Bundesrat Ignazio Cassis den ivorischen Aussenminister 
Kacou Houadja Léon Adomin im Rahmen eines diplomatischen Besuchs in Bern. 
Dabei wurden unter anderem die Umsetzung der drei im Jahr 2021 unterzeichneten 
Migrationsabkommen und die Aussichten für deren Fortsetzung und Vertiefung 
erörtert. Gleichzeitig setzte sich die Schweiz über Projekte in Nigeria, Senegal und 
Guinea-Conakry für die Bekämpfung des Menschenhandels ein. In Westafrika setzt 
sie ein Programm zur intraregionalen Arbeitsmigration um. Der Schwerpunkt liegt 
auf der Stärkung einer sicheren und regulären Migration und dem Schutz von 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten, insbesondere in den westafrikanischen 
Küstenstaaten (Côte d’Ivoire, Ghana, Nigeria, Senegal, Guinea) als wichtigste 
Zielländer der Arbeitsmigration. Diese Projekte zielen darauf ab, die Zuwanderung 
regionaler Arbeitskräfte als Treiber für nachhaltige Entwicklung zu stärken.  
 
Die sich verschlechternde Sicherheitslage in den Ländern der Sahelzone, 
insbesondere in Burkina Faso, Mali und Niger, die Nahrungsmittelkrise sowie die 
Folgen des Klimawandels führten 2024 zu einem Anstieg der regionalen 
Migrationsbewegungen und der irregulären Migration nach Europa, insbesondere 
über die Kanarischen Inseln. In diesen drei Staaten hat die Schweiz ihre Bemühungen 
zum Schutz von Binnenvertriebenen sowie deren Zugang zur Grundversorgung 
verstärkt. In Mali und Niger wird auch ein regionales Programm zum Schutz von 
migrierenden Kindern und Jugendlichen sowie deren Ausbildung und Eingliederung 
umgesetzt. 
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3.6 Weitere prioritäre Länder und Regionen 

Afghanistan und Region 
Auch drei Jahre nach der Machtübernahme durch die Taliban ist die Lage in 
Afghanistan angespannt. Der Migrationsdruck in der Region und insbesondere im Iran 
und in Pakistan, wo Millionen von Afghaninnen und Afghanen Schutz gefunden 
haben, ist weiterhin hoch. Nach wie vor verlassen viele Menschen das Land. Im Jahr 
2024 stammten rund ein Viertel der neuen Asylgesuche in der Schweiz von 
afghanischen Staatsangehörigen (4550 Gesuche). Um die Folgen der umfassenden 
Zwangsvertreibungen in der Region zu mildern, führte die Schweiz ihr Engagement 
in Afghanistan, Iran und Pakistan fort. In den beiden genannten Aufnahmeländern 
finanziert sie Projekte zugunsten von Afghaninnen und Afghanen, die insbesondere 
den Zugang zu Bildung, Rechtsschutz, Gesundheitsleistungen und Arbeitsmarkt 
verbessern sollen. Wie bereits im Vorjahr stellte die Schweiz im Jahr 2024 rund 30 
Millionen Franken für humanitäre Hilfe in der Region bereit. Diese dient in erster 
Linie dazu, die afghanische Zivilgesellschaft, insbesondere Frauen und Mädchen, zu 
unterstützen und die Ernährungssicherheit in ländlichen Gebieten zu erhöhen. 
Migrationsfragen können dank der in Islamabad stationierten ILO mit Zuständigkeit 
für Pakistan, Afghanistan und den Iran einfacher geklärt werden. Im Rückkehrbereich 
hat die Schweiz die Rückführungen von afghanischen Staatsangehörigen, die schwere 
Straftaten begangen haben, wieder aufgenommen. Im zweiten Halbjahr 2024 wurden 
fünf Personen nach Afghanistan ausgeschafft.  
 
Sri Lanka und Region 
Die Schweiz pflegt mit Sri Lanka eine langjährige Migrationspartnerschaft. Das 
Programm für sichere Arbeitsmigration in Sri Lanka endete nach 14 Jahren. Die 
Schweiz setzte ihr Engagement im Jahr 2024 jedoch fort, indem vor allem Projekte 
im Bildungsbereich mit flexiblen Mitteln finanziert wurden. Diese sollten im 
Nachgang zur Wirtschaftskrise von 2022 insbesondere jungen Menschen vor Ort 
berufliche Perspektiven bieten. In Nepal und Bangladesch setzte sich die Schweiz 
auch im Berichtsjahr für eine sichere Arbeitsmigration in die Region und den 
Mittleren Osten ein.  
 
Georgien 
Die Migrationszusammenarbeit zwischen der Schweiz und Georgien wurde im Jahr 
2024 regelmässig fortgesetzt und blieb im Rückkehrbereich überaus positiv. Sie 
konzentrierte sich auf die Herausforderungen in Zusammenhang mit Asylgesuchen, 
die aus medizinischen Gründen gestellt werden, sowie auf die Erleichterung der 
Rückkehr dieser Asylsuchenden. Im Rahmen der Migrationspartnerschaft kam im 
Juni eine georgische Delegation, der unter anderem Vertreterinnen und Vertreter des 
georgischen Gesundheitsministeriums angehörten, für einen Studienbesuch nach 
Bern. Dabei wurden die Zusammenarbeit und die Herausforderungen bei medizinisch 
begründeten Asylgesuchen erörtert. Zudem hat die Schweiz gemeinsam mit 
Österreich ein Projekt finanziert, das von der Internationalen Organisation für 



«%ASFF_YYYY_ID» 

 17 / 18 

Migration (IOM) und der Weltgesundheitsorganisation (WHO) in Zusammenarbeit 
mit dem georgischen Gesundheitsministerium umgesetzt wird und die Ursachen der 
Migration aus medizinischen Gründen sowie entsprechende Lösungsansätze ermitteln 
soll. Die ILO in Ankara, die neu auch für Georgien akkreditiert ist, hat ihre Tätigkeit 
im September 2024 aufgenommen. Ihr Auftrag ist es, die bilaterale Zusammenarbeit 
mit den georgischen Behörden im Rahmen der Migrationspartnerschaft zu stärken und 
das Projekt mit der IOM zu begleiten.  
 

4 Multilaterale Migrationsaussenpolitik der Schweiz 

Im Dezember 2024 sprach sich das Parlament abschliessend gegen eine Zustimmung 
der Schweiz zum Globalen Pakt für eine sichere, geordnete und reguläre Migration 
der UNO aus. Der Bundesrat hat von dieser Haltung Kenntnis genommen und wird 
sich daher auch künftig enthalten.  
 
Beim zweiten Globalen Flüchtlingsforum, das im Dezember 2023 in Genf stattfand 
und gemeinsam von der Schweiz und dem UNHCR organisiert wurde, lag der 
Schwerpunkt der Schweiz auf der Ausbildung von Flüchtlingen, der Prävention von 
Fällen vermisster Migrantinnen und Migranten und Flüchtlinge, dem Klimaschutz 
sowie dem Schutz von vertriebenen Frauen. Auf nationaler Ebene setzte sich die 
Schweiz für die Zusammenarbeit zwischen Bund, Kantonen, Städten und Gemeinden 
im Asylbereich ein.  
 
Am 14. Gipfeltreffen des Globalen Forums Migration und Entwicklung (GFMD) in 
Genf im Januar 2024 hat die Schweiz ihre Rolle im globalen Migrationsdialog 
gestärkt, indem sie mehrere Veranstaltungen zu Arbeitsmigration, sozialer Sicherheit 
und klimabedingter Migration mitorganisiert hat.  
 
Die schweizerische Unterstützung der IOM in ihren Bemühungen um 
Effizienzsteigerung wird durch eine Entsendung an ihren Sitz in Genf fortgeführt.  
 
Im Rabat-Prozess, einem regionalen Dialog über die Migrationsrouten zwischen 
Zentral-, West- und Nordafrika und Europa, nahm die Schweiz als Mitglied des 
Steuerungsausschusses und Referenzland für den Bereich Schutz und Asyl auch im 
Jahr 2024 eine aktive Rolle ein. Zusammen mit Gambia und dem Internationalen 
Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) hat sie auch zur Einrichtung eines Netzwerks 
nationaler Anlaufstellen beigetragen, um die Zusammenarbeit in Fällen vermisster 
Migrantinnen und Migranten zu stärken. Die Schweiz beteiligte sich zudem an den 
thematischen Sitzungen im Rahmen des Khartum-Prozesses, der sich auf die 
Migrationsroute zwischen dem Horn von Afrika und Europa bezieht. Im Rahmen des 
Budapest-Prozesses, einem interregionalen Dialog zur Migration entlang der 
Seidenstrasse, wirkte die Schweiz an der Ausarbeitung einer neuen Erklärung und 
eines Aktionsplans mit, die im November 2024 an der Ministerkonferenz 
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verabschiedet wurden. Das Ziel ist, die Bemühungen im Migrationsbereich im 
Zeitraum 2025–2030 zu koordinieren.  
 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Schweiz ihr Engagement in den 
regionalen Migrationsdialogen fortgesetzt und so zu einer engeren Zusammenarbeit 
zwischen Herkunfts-, Transit- und Zielstaaten beigetragen hat. 
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22.xxx 

Rapport 2024 du Conseil fédéral 
sur les activités de politique migratoire extérieure de la 
Suisse  
du … 

 
Madame la Présidente du Conseil national, 
Monsieur le Président du Conseil des États, 
Mesdames et Messieurs, 

Nous vous soumettons le rapport 2024 sur les activités de politique migratoire 
extérieure de la Suisse, en vous invitant à en prendre acte. 

Nous vous prions d’agréer, Madame la Présidente, Monsieur le Président, Mesdames, 
Messieurs, l’assurance de notre haute considération. 
 

… Au nom du Conseil fédéral suisse : 

La présidente de la Confédération, Karin 
Keller-Sutter  

Le chancelier de la Confédération, Viktor 
Rossi 
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Rapport 

1 Synthèse des domaines prioritaires en 2024 

Le Haut-Commissariat des Nations unies pour les réfugiés (HCR) a annoncé un niveau 
record de déplacements forcés en 2024, avec plus de 120 millions de personnes 
réfugiées ou déplacées à travers le monde, dont 71,2 millions à l’intérieur de leur 
propre pays1. Plus de 70 % des réfugiés trouvent refuge dans des pays à bas et moyen 
revenus et 69 % dans des pays voisins de leur pays d’origine. Si la crise en Syrie est 
restée la plus grande cause de déplacements, la hausse des chiffres est imputable 
essentiellement aux déplacements internes et aux conflits armés au Soudan, en 
République Démocratique du Congo, au Myanmar, dans la bande de Gaza et en 
Ukraine. Les besoins en termes d’assistance et de protection des personnes déplacées 
sont restés très élevés et la recherche de solutions durables aux déplacements forcés 
est une priorité. 
 
Outre les conflits évoqués, les violations des droits de l’homme, la situation 
économique précaire, les inégalités croissantes et l’accès limité à des voies régulières 
de migration à partir de pays extra-européens comptent parmi les facteurs ayant 
conduit au maintien du nombre élevé de demandes d’asile et d’entrées irrégulières en 
Suisse et dans d’autres pays d’Europe2. La route de la migration irrégulière la plus 
empruntée vers la Suisse a été celle qui passe par la Turquie et les Balkans. Malgré la 
baisse de 8,2 % des demandes d’asile en Suisse par rapport à l’année précédente (30 
223 demandes en 2023), les défis liés à l’accueil et à l’hébergement des requérants 
sont restés conséquents. Le 4 septembre 2024, le Conseil fédéral a décidé de prolonger 
jusqu’au 4 mars 2026 la protection temporaire pour les personnes fuyant la guerre en 
Ukraine : la Suisse a accordé le statut de protection S à 9 272 personnes en 2024. À la 
fin de l’année, 67 700 statuts S étaient encore actifs. 
 
En 2024, la politique migratoire extérieure de la Suisse s’est concentrée sur la gestion 
de la migration, la réduction de la migration irrégulière vers l’Europe et des risques 
qui y sont liés, le soutien aux États partenaires les plus sollicités dans l’accueil des 
réfugiés, l’assistance aux personnes déplacées et leur protection dans les pays et les 
régions d’origine, l’amélioration des perspectives économiques et la création de 
solutions durables pour les réfugiés et déplacés dans les pays et régions d’origine, la 
protection et une meilleure intégration économique et financière des travailleurs 
migrants vulnérables dans les pays et les régions partenaires, la lutte contre la traite 
des êtres humains, la prévention et la résolution des cas des migrants disparus et les 
procédures de retour pour les personnes non éligibles à une protection en Suisse. 
Différents services fédéraux ont travaillé en étroite collaboration au sein de la 
structure interdépartementale de coordination de la coopération migratoire 

 
1 Site du HRC https://www.unhcr.org/about-unhcr/who-we-are/figures-glance 
2 Europe : 1,12 million de demandes d’asile ; le chiffre réel des entrées irrégulières est in
connu. Suisse : 27 740 demandes d’asile et 29 460 migrants en situation irrégulière détectés par 
l’Office fédéral de la douane et de la sécurité des frontières (OFDF) aux frontières suisses. 

https://www.unhcr.org/about-unhcr/who-we-are/figures-glance
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internationale (structure IMZ) afin d’assurer la cohérence de la politique migratoire 
extérieure aux niveaux bilatéral, régional et multilatéral. 
 
Au niveau européen, l’adoption du Pacte européen sur la migration et l’asile (Pacte de 
l’Union européenne [UE]) en mai 2024 par le Conseil de l’UE et le Parlement 
européen a constitué une étape clé. La Suisse soutient l’orientation de cette réforme. 
Celle-ci a en effet pour but de renforcer le système européen d’asile et de migration 
dans son ensemble, de le rendre plus efficace, plus résistant aux crises et plus solidaire, 
tout en répondant aux défis actuels. Au cours de la période sous revue, la Suisse s’est 
également investie dans le soutien, par le biais de divers projets, aux pays 
particulièrement sous pression aux frontières extérieures de l’UE ou fortement 
sollicités par l’accueil des personnes fuyant l’Ukraine.  
 
La coopération migratoire s’est concentrée sur les pays tiers situés sur les routes 
migratoires les plus importantes pour la Suisse, au Moyen-Orient (Syrie, Liban, Irak 
et Turquie), en Afrique du Nord (Tunisie, Maroc et Algérie), dans la Corne de 
l’Afrique (Érythrée et Éthiopie), en Afrique centrale et occidentale (Gambie, Côte 
d’Ivoire, Guinée et Nigeria), en Asie (Afghanistan, Iran, Pakistan et Sri Lanka) et dans 
le Caucase du Sud (Géorgie). La Suisse a matérialisé son action par des dialogues 
migratoires bilatéraux et régionaux ainsi que par la conduite de projets ciblés. Ses 
efforts bilatéraux ont été renforcés par sa participation dans les processus régionaux 
et multilatéraux sur la gestion de la migration. En effet, dans le cadre du processus de 
Rabat, la Suisse a joué un rôle clé dans le développement de la coopération 
interétatique sur la problématique des migrants disparus. Elle a également participé 
aux négociations qui ont mené à l’adoption en novembre 2024 du nouveau plan 
d’action du Processus de Budapest pour la période 2025 à 2030. La Suisse s’est aussi 
attelée en 2024 à la concrétisation des engagements pris lors du Forum mondial sur 
les réfugiés en 2023. 
 
Face aux conséquences des nombreuses crises humanitaires et des conflits armés 
persistants en 2024, la Suisse a maintenu la coopération internationale comme un 
élément clé de sa politique migratoire extérieure, que ce soit à travers son aide 
humanitaire ou sa coopération au développement. Cette coopération est aussi un 
facteur clé pour créer des perspectives et favoriser une migration régulière, sûre et 
bénéfique au développement dans les régions et les pays partenaires.  
 

2 Contexte migratoire en 2024  

En 2024, quelque 1 120 000 demandes d’’asile ont été enregistrées en Europe (UE et 
États associés), ce qui représente une baisse d’’environ 9 % par rapport à l’année 
précédente. Le nombre effectif de personnes ayant déposé une demande d’asile en 
Europe est toutefois inférieur car les migrations secondaires (cas Dublin) engendrent 
très souvent des saisies multiples. La baisse des demandes d’asile en Europe est due 
à différents facteurs. En premier lieu, la migration dans le domaine de l’asile de 
ressortissants turcs, afghans et syriens a diminué. En second lieu, des changements 
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sur la route migratoire ont joué un rôle prépondérant sur les arrivées en Europe, avec 
des variations importantes entre les États. A titre d’exemple, les accords de l’Italie et 
de l’UE avec la Tunisie ont permis de réduire le nombre de débarquements dans le 
sud de l’Italie. De plus, le durcissement de l’action des autorités serbes contre les 
réseaux de passeurs dans le nord de la Serbie a été à l’origine du recul net des 
demandes en Allemagne (-29 %) et en Autriche (-58 %) et de la réorientation de la 
route des Balkans vers la Bosnie, la Croatie, la Slovénie et l’Italie. Certains pays ont 
donc noté un recul des demandes d’asile, comme l’Allemagne et l’Autriche, la 
Bulgarie (-44 %) et Chypre (-42 %). D’autres ont noté une augmentation, tels que la 
Belgique (+11 %), la Grèce (+15 %), l’Italie (+17 %), l’Irlande (+40 %) et la Pologne 
(+75 %), alors que d’autres encore ont enregistré des chiffres stables. Le nombre de 
demandes d’asile en provenance d’Amérique latine est resté élevé, particulièrement 
vers l’Espagne.  
 
La Suisse est restée un pays de destination secondaire pour les requérants d’asile. En 
effet, de nombreuses personnes ont transité par la Suisse avec pour but de déposer leur 
demande d’asile dans un autre pays européen. Pendant la période sous revue, 27 740 
demandes d’asile ont été déposées en Suisse, ce qui représente une baisse de 8,2 % 
par rapport à 2023. Les demandes d’asile en Suisse comptent pour 2,4 % des 
demandes déposées en Europe, ce qui est identique à l’année précédente. 6 521 étaient 
des demandes secondaires, dont 3 300 ont été déposées par des ressortissants afghans 
déjà titulaires d’un titre de séjour en Suisse à la suite du changement de pratique de 
juillet 2023 concernant les femmes afghanes. Le nombre des demandes primaires de 
ressortissants des deux pays principaux de provenance pour la Suisse, soit 
l’Afghanistan et la Turquie, a diminué durant 2024, jusqu’à -40 % pour la Turquie. 
La route la plus empruntée vers la Suisse a été celle qui passe par la Turquie et les 
Balkans. En 2024, 16 616 demandes de statut S ont été déposées en Suisse, ce qui 
représente 49,5 % de moins qu’en 2023. Fin 2024, 67 700 des 100 258 statuts S 
accordés depuis mars 2022 étaient encore actifs. Dans l’ensemble, les défis auxquels 
fait face le système d’asile suisse, notamment dans le domaine de l’hébergement et de 
l’encadrement, sont ainsi restés importants, raison pour laquelle le Département 
fédéral de justice et police (DFJP) a renoncé en 2024 à une reprise des admissions 
dans le cadre du programme de réinstallation.  
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Principales routes migratoires vers l’Europe 

Source: SEM 
 
Demandes d’asile en Suisse de 1991 à 2024 

Source: SEM 
 
 
 
 

Routes 
migratoires 
par la 
Méditerranée 

occidentale 
(principalement  

Maroc - Espagne) 

centrale 
(principalement 
Libye – Italie et 
Tunisie - Italie) 

orientale 
(Turquie - Grèce) 

 Mer Terre Mer Mer Terre 
2021  41 980 1 220 67 040 4 110 4 700 
2022  29 900 1 870 105 140 12 760 6 020 
2023  57 070 470 157 650 41 480 7 080 
2024 (31.12)  63 840 480   66 620 54 480 7 540 
Évolution 
mensuelle sur 
les 13 derniers 
mois  
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Demandes d’asile en Suisse – principaux pays d’origine en 20243 

Source: SEM 
 
Pour ce qui est de la migration régulière, on notera que la demande de main d’œuvre 
étrangère reste très importante en Suisse : le pays demeure le troisième pays de 
destination pour la main d’œuvre intra-européenne, avec plus de 68 000 ressortissants 
arrivés en 2024. Au-delà des déplacements forcés, la mobilité humaine demeure un 
phénomène mondial, largement lié à la recherche d’emplois : 169 millions de 
personnes dans le monde sont des travailleurs migrants, dont 42 % de femmes. Si la 
migration de main d’œuvre est un facteur important de développement économique et 
de prospérité pour les pays d’origine et de destination, les risques d’exploitation, de 
discrimination, de travail forcé et de trafic d’êtres humains demeurent importants, 
notamment dans les secteurs à bas revenus et pour les femmes. 
 

 
3 Ne sont représentées que les demandes primaires, pas les regroupements familiaux ni les 

naissances. Les demandes de statut de protection S déposées par les personnes ayant fui 
l’Ukraine ne sont pas prises en compte ici.  
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3 Régions prioritaires de la politique migratoire 
extérieure de la Suisse 

Les régions prioritaires pour la Suisse sont l’Europe, l’Afrique du Nord, le Moyen-
Orient, la Corne de l’Afrique, l’Afrique centrale et occidentale. Certains pays d’Asie 
et du Caucase du Sud ont également constitué une priorité. Les questions de 
déplacements forcés et de migration ont occupé une place centrale dans les dialogues 
politiques avec les pays de ces régions et ont été prises en considération de manière 
systématique et cohérente dans les programmes de coopération au développement et 
d’aide humanitaire qui y ont été menés.  
 
L’année 2024 a marqué la conclusion de la stratégie de coopération internationale (CI) 
couvrant la période 2021 à 2024, dont la migration était un des thèmes prioritaires. La 
stratégie visait à faire face aux défis posés par la migration irrégulière et les 
déplacements forcés, tout en renforçant le potentiel de la migration régulière pour le 
développement durable. Il s’agissait également d’intégrer définitivement la dimension 
migratoire dans la CI après avoir consolidé le lien stratégique entre la migration et la 
CI, à travers notamment la mise à disposition de fonds dits flexibles. 
 
Les fonds flexibles ont permis à la Suisse de réagir avec souplesse aux défis et 
opportunités du moment en matière de dialogue migratoire. Ces fonds ont été investis 
par la Direction du développement et de la coopération (DDC), sur la base des 
propositions du Secrétariat d’État aux migrations (SEM) et en accord avec la structure 
IMZ, pour des projets de développement dans des pays non prioritaires pour la CI 
mais situés dans ses quatre régions prioritaires. En 2024, la Suisse a ainsi investi des 
fonds en Afrique de l’Ouest et centrale (au Nigeria, en Côte d’Ivoire, en Gambie et en 
Guinée) et en Asie du Sud (au Pakistan et au Sri Lanka). Ils ont permis de renforcer 
les dialogues migratoires en abordant les besoins dans les domaines de la formation 
professionnelle, la protection des réfugiés et des migrants vulnérables, les solutions 
durables et l’engagement de la diaspora. Ces fonds flexibles se sont avérés un 
instrument utile pour la politique migratoire suisse et ont été reportés dans la stratégie 
de la CI 2025-2028. Le Secrétariat d’État à l’économie (SECO) peut également mettre 
en œuvre des mesures complémentaires en dehors des pays prioritaires de la CI tout 
en prenant en considération les suggestions de pays formulées par le SEM et la DDC 
dans les programmes globaux ou régionaux visant à améliorer les conditions-cadres 
économiques, à créer des emplois ou à favoriser l’entrepreneuriat.  
 
Plus généralement, la Suisse a renforcé ses activités sur la thématique de la migration 
à la fois dans ses pays prioritaires et à travers ses programmes globaux et son action 
multilatérale, avec la mise en œuvre de programmes spécifiques ou une prise en 
compte de la migration dans d’autres programmes. L’accent de la CI a été mis sur la 
protection, l’intégration et le renforcement de la contribution des migrants au 
développement durable.  
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3.1 Europe 

L’année 2024 a été marquée par l’adoption du Pacte européen sur la migration et 
l’asile (Pacte de l’UE) en mai 2024 par le Conseil de l’UE et le Parlement européen. 
L’UE est ainsi parvenue à un accord sur une réforme globale du système européen de 
migration et d’asile. Les principaux objectifs de cette réforme sont dans l’intérêt de la 
Suisse. En effet, la réforme vise à réduire la migration vers l’Europe de personnes qui 
ne remplissent pas les conditions légales pour une protection internationale ou n’ont 
pas besoin d’une telle protection, tout en garantissant la protection aux personnes qui 
en ont besoin. Cette réforme participera ainsi à renforcer le système européen d’asile 
et de migration dans son ensemble, tout en répondant aux défis actuels. Elle veut 
également renforcer l’efficacité de la coopération entre les États membres de l’UE en 
matière de partage de la charge migratoire. Elle introduit pour la première fois un 
mécanisme de solidarité juridiquement contraignant pour les États membres de l’UE, 
qui prévoit un soutien mutuel entre les États membres de l’UE pour soulager ceux 
soumis à une pression migratoire particulière. Ce soutien, flexible, peut prendre la 
forme de relocalisations, de contributions financières ou de mesures de soutien 
alternatif. La participation au mécanisme de solidarité est contraignante pour les États 
membres de l’UE. Sans devoir participer à ce mécanisme, la Suisse, en tant qu’État 
associé à Schengen et à Dublin, évalue la possibilité d’y participer de manière 
volontaire. Le Pacte de l’UE comprend plusieurs développements des acquis de 
Schengen et de Dublin/Eurodac, qui sont donc contraignants pour la Suisse et doivent 
être repris dans le cadre des Accords d’association de la Suisse à Schengen et à Dublin. 
Ces développements ont été notifiés à la Suisse le 17 mai 2024 et le Conseil fédéral a 
approuvé les échanges de notes concernant la reprise de ces règlements de l’UE le 14 
août 2024, sous réserve de l’approbation par le Parlement. La réforme doit être mise 
en œuvre au plus tard au milieu de l’année 2026. Les développements à reprendre et 
à mettre en œuvre concernent les quatre domaines suivants : la procédure 
d’enregistrement et la procédure d’identification (règlement de filtrage, Règlement 
(UE) 2024/1356), le nouveau règlement Eurodac (Règlement (UE) 2024/1358), de 
nouvelles règles sur la responsabilité des demandes d’asile (règles Dublin, Règlement 
(UE) 2024/1351) et les exceptions à ces règles en cas de crise (Règlement (UE) 
2024/1359). La Suisse a salué l’adoption du Pacte de l’UE et s’engage activement au 
niveau de l’UE pour une mise en œuvre uniforme de cette réforme en Europe.  
 
Depuis l’adoption du Pacte de l’UE, d’éventuelles mesures supplémentaires visant à 
réduire la migration irrégulière et à accélerer les procédures de retour ont été mises en 
avant ; elles font l’objet de discussions au niveau de l’UE. Il s’agit notamment d’une 
réforme du système de retour de l’espace Schengen, qui pourrait permettre la création 
par les pays membres de centres de retour dans des pays tiers (return hubs). En 
exécution du postulat 23.4490 Caroni, un état des lieux de ces approches, telles que 
l’externalisation des procédures d’asile ou le renvoi vers des pays tiers, est en cours 
d’élaboration en Suisse. 
 
En parallèle, la Suisse a poursuivi en 2024 sa coopération au dispositif 
Schengen/Dublin dans les domaines du contrôle des frontières, de la justice, de la 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/?uri=OJ:L_202401356
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/?uri=OJ:L_202401356
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police, des visas et de la migration. L’arrêt des transferts Dublin vers l’Italie, en 
vigueur depuis le 5 décembre 2022, a eu des implications sur les autres États Dublin, 
y compris la Suisse. En effet, les États limitrophes de l’Italie ont dû examiner un 
nombre plus important de demandes d’asile, ce qui a augmenté la charge sur leurs 
systèmes administratifs. En 2024, la Suisse a continué de soumettre des demandes 
Dublin à l’Italie, même si les transferts ne sont pas effectués, tout en continuant de 
chercher une solution au niveau européen : elle a abordé cette question régulièrement 
tant avec ses partenaires européens qu’avec l’Italie, la dernière fois lors d’une 
rencontre du conseiller fédéral Beat Jans avec le ministre de l’Intérieur Matteo 
Piantedosi le 22 novembre 2024 à Chiasso.  
 
En septembre et décembre 2024, l’Allemagne a prolongé ses contrôles à toutes ses 
frontières intérieures, y compris celles avec la Suisse. Selon les autorités allemandes, 
l’objectif de ces mesures, qui se fondent sur les dispositions juridiques du Code 
frontières Schengen existantes, est de pallier les difficultés rencontrées au niveau de 
la collaboration dans le cadre de Dublin et de limiter les mouvements de migration 
irrégulière vers l’Allemagne. Pour la Suisse, les contrôles étant en place déjà depuis 
octobre 2023, et l’Allemagne n’ayant pas renforcé ses contrôles, ces mesures n’ont 
pas occasionné de changements, que ce soit sur le plan du trafic transfrontalier ou sur 
les chiffres migratoires. Les demandes d’asile en Suisse n’ont en effet pas augmenté 
depuis l’annonce de la réintroduction des contrôles par les autorités allemandes. La 
Suisse continue de suivre l’évolution de la situation et d’analyser ses éventuelles 
conséquences. Elle considère que le recours aux contrôles aux frontières afin de 
limiter les mouvements migratoires n’est pas une solution adéquate. La situation 
sécuritaire de l’année sous revue n’a pas non plus justifié un recours à une 
réintroduction des contrôles. Par ailleurs, n’étant pas membre de l’union douanière, la 
Suisse dispose de possibilités de contrôle élargies en comparaison avec les pays de 
l’UE. Elle peut donc effectuer des contrôles douaniers à toutes ses frontières et à 
l’intérieur de son territoire. Dans le cadre de ces contrôles douaniers ou en cas de 
soupçon policier, l’Office fédéral de la douane et de la sécurité des frontières (OFDF) 
procède également à des contrôles de personnes. Il existe la possibilité de renforcer 
ces contrôles douaniers pour faire face à des situations particulières, sans introduire 
des contrôles systématiques au sens du Code frontières Schengen. Ce fut le cas à l’été 
2024, lorsque le Conseil fédéral a décidé de renforcer son dispositif existant aux 
frontières pendant des grandes manifestations sportives dans les pays voisins, afin 
d’accroître la sécurité en Suisse face à la menace terroriste élevée.  
 
L’accueil des personnes ayant fui l’Ukraine est resté une préoccupation importante 
des États membres de l’UE et de la Suisse en 2024. La Suisse a continué à offrir une 
protection aux personnes touchées par la guerre en Ukraine. En septembre 2024, le 
Conseil fédéral a décidé une nouvelle fois de maintenir le statut S pour ces personnes 
jusqu’en mars 2026. Sur le plan national, l’accent a été placé sur l’intégration sur le 
marché du travail. Le Conseil fédéral a préconisé l’objectif de 40 % d’intégration de 
cette communauté dans le monde du travail jusqu’à la fin de l’année 2024. Afin de 
renforcer la collaboration avec les milieux économiques, le DFJP a nommé un délégué 
à l’intégration professionnelle. Sur le plan international, la Suisse a, à travers son 
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programme de coopération, ciblé prioritairement les pays voisins de l’Ukraine, en 
particulier la Moldavie, qui accueille le plus grand nombre de réfugiés ukrainiens en 
proportion de sa population. Dans ce pays, l’objectif a été d’appuyer la mise en œuvre 
de la protection provisoire aux réfugiés venus d’Ukraine ainsi que leur intégration sur 
le marché du travail local.  
 
Les États voisins de l’Ukraine ont été soutenus par le biais de la deuxième contribution 
suisse. Ainsi, avec le fonds de réaction rapide du crédit d’engagement migration, la 
Suisse a soutenu des projets dans les pays de l’UE à proximité de l’Ukraine pour plus 
de deux millions de francs en 2024, en Pologne, en République Tchèque, en Hongrie, 
en Roumanie, en Slovaquie, en Lettonie, en Lituanie, en Croatie et en Bulgarie. En 
vue d’un soutien à plus long terme dans la région, cinq programmes qui prévoient des 
mesures dans le domaine de l’intégration et de la lutte contre la traite des êtres 
humains ont été approuvés en 2024 dans le cadre du crédit d’engagement cohésion. 
Ainsi, la Suisse soutiendra la Bulgarie, l’Estonie, la Slovaquie, la République tchèque 
et la Hongrie dans ce domaine, pour un montant total d’environ 40 millions de francs. 
 
Les pays de la région méditerranéenne ont également été soutenus avec la contribution 
suisse. Avec le fonds de réaction rapide, la Suisse a financé deux projets en Espagne 
et à Malte. La Grèce, l’Italie et Chypre ont quant à eux été soutenus dans le cadre de 
la première phase des programmes de coopération bilatéraux du crédit d’engagement 
migration (70 millions en tout de 2022 à 2026). En vue de la mise en œuvre de la 
deuxième phase, qui ira de 2025 à 2029, la Suisse a mené des négociations avec la 
Grèce et Chypre afin de prolonger la coopération existante, ainsi qu’avec la Bulgarie. 
Les programmes, qui diffèrent d’un pays à l’autre, peuvent porter sur les domaines de 
l’asile, de l’hébergement, du retour volontaire et de la réintégration ainsi que de la 
première intégration.  
 
La migration vers l’espace Schengen est toujours un thème important pour la Suisse. 
Si la migration irrégulière via la route des Balkans occidentaux a continué de 
diminuer, entres autres grâce à l’adaptation de la politique des visas dans cette région, 
elle reste toutefois la route migratoire à destination de la Suisse la plus empruntée et 
est donc prioritaire. En 2024, la Suisse a intensifié ses efforts de coopération avec les 
pays des Balkans, notamment par le biais de ses partenariats migratoires. Lors d’une 
visite en Serbie en juillet, le conseiller fédéral Beat Jans a pu souligner l’excellente 
collaboration dans le domaine de la migration et discuter de l’alignement des 
dispositions en matière de visas, une préoccupation majeure des États membres de 
Schengen. En Bosnie-Herzégovine, le dialogue migratoire s’est concentré sur la 
réduction de la migration irrégulière. De plus, en collaboration avec le ministère de la 
sécurité, la Suisse a financé la quatrième conférence ministérielle régionale « Sarajevo 
Migration Dialogue », avec pour objectif le renforcement de la coopération régionale. 
Adoptant une approche régionale, la Suisse a soutenu des initiatives locales en Serbie, 
au Kosovo et en Bosnie-Herzégovine pour la protection des réfugiés et des migrants 
tout au long de la route des Balkans. 
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3.2 Moyen-Orient 

En 2024, les conditions sécuritaires, économiques et humanitaires se sont détériorées 
au Moyen-Orient. Les crises politiques et les conflits au Moyen-Orient se sont 
intensifiés, notamment dans la bande de Gaza, en Israël, au Liban, en Syrie, en Iran et 
au Yémen, avec des déplacements massifs de populations. La Suisse a pour cette 
raison renforcé et poursuivi ses activités en Syrie, au Liban, en Jordanie, en Irak et en 
Turquie pour protéger les groupes en situation de vulnérabilité et rechercher des 
solutions durables pour les personnes déplacées.  
 
En Syrie, avec une augmentation des affrontements au cours de l’année et du nombre 
de déplacés internes estimé à 7,2 millions, les besoins en matière de protection et 
d’accès aux services de base, comme la santé et l’éducation, ont continué à croître. En 
réponse, plus de 60 millions de francs ont été engagés pour la réponse humanitaire. 
Avec la chute du président syrien Bachar el-Assad le 8 décembre 2024, la situation a 
radicalement changé. A la fin de 2024, il était encore prématuré d’évaluer les 
éventuelles répercussions de ces événements sur l’évolution de la migration. Le 9 
décembre 2024, le SEM a décidé de suspendre les décisions d’asile des requérants 
syriens jusqu’à ce que la situation en Syrie puisse être réévaluée. 
 
Au Liban, la crise politique persistante, la situation économique désastreuse et surtout 
le conflit militaire dans le sud du pays ont fortement augmenté la vulnérabilité de la 
population. Le HCR estime la présence de 1 500 000 réfugiés syriens, 500 000 
réfugiés palestiniens et 100 000 personnes déplacées à l’intérieur du pays. Les 
programmes suisses ont placé un accent particulier sur les services de base, y compris 
l’éducation, tant pour les réfugiés que pour les communautés qui les accueillent, ainsi 
que sur l’accès à la protection juridique des demandeurs d’asile, des réfugiés et des 
apatrides. La Suisse a également soutenu financièrement les initiatives du HCR pour 
la réinstallation des réfugiés depuis le Liban vers d’autres pays tiers.  
 
L’année 2024 a marqué un tournant dans la coopération en matière de migration entre 
l’Irak et la Suisse. La réouverture de l’ambassade de Suisse en 2024 a permis 
d’envoyer une agente de liaison suisse aux migrations (Immigration Liaison Officer, 
ILO) à Bagdad. De plus, les efforts bilatéraux engagés en 2023 ont abouti en 2024 à 
la signature d’un accord avec l’Irak visant à renforcer la coopération bilatérale en 
matière de migration. Sur le plan humanitaire, au vu de l’amélioration de la situation 
générale dans le pays, la Suisse a poursuivi son soutien sur une échelle plus réduite 
dans le domaine de la réintégration professionnelle des personnes retournées en Irak 
et des membres vulnérables de la population locale. 
 
En Jordanie et en Turquie, où la présence de réfugiés est particulièrement importante, 
la Suisse a mené des projets dans les domaines de l’éducation, de la protection et de 
l’accès à l’aide juridique, ainsi que dans le développement professionnel et la gestion 
de l’eau et de l’assainissement dans le contexte du changement climatique.  
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La Suisse s’est également engagée dans la région sur le thème de la migration 
régulière de travail dans des pays tiers. Le Moyen-Orient est en effet une destination 
importante pour les migrants en situation régulière provenant d’Asie et d’Afrique et 
engagés dans divers domaines à bas salaire (industrie, construction, employés de 
maison, etc.). Reconnaissant la contribution économique des migrants dans ces pays 
et avec pour objectif de la renforcer, la Suisse collabore avec l’Organisation 
internationale du travail (OIT) en Jordanie, au Liban et dans les pays du Golfe en 
faveur d’un travail décent pour les migrants et du respect de leurs droits. 
 

3.3 Afrique du Nord 

Les pays d’Afrique du Nord sont à la fois pays d’origine, de transit et de destination 
de la migration irrégulière. Au cours de l’année de référence, la Suisse a enregistré 
une augmentation des demandes d’asile provenant de l’Algérie, de la Tunisie et du 
Maroc. Le taux de protection accordé à ces demandeurs restant faible, un grand 
nombre de ces cas aboutissent à des mesures de retour non volontaire. La pression 
migratoire exercée depuis l’Afrique du Nord, en tant que région de transit, sur 
l’Europe, en particulier par la route de la Méditerranée centrale, reste élevée malgré 
une baisse des traversées au cours de l’année sous revue, principalement en raison des 
politiques mises en place par l’UE et l’Italie. Toutefois, cette diminution a été 
contrecarrée par une augmentation des mouvements migratoires en Méditerranée 
occidentale et dans l’Atlantique, en direction des Îles Canaries et de l’Espagne 
continentale. Étant également une région de destination, l’Afrique du Nord a été 
particulièrement marquée en 2024 par l’arrivée massive de réfugiés soudanais en 
Libye, en Tunisie et en Égypte. En conséquence, les besoins en protection et d’accès 
à des services de base des réfugiés et des migrants en situation irrégulière s’y sont 
accrus. Une augmentation du nombre de demandes d’asile est également observée 
dans plusieurs États. 
 
L’Afrique du Nord constitue pour ces raisons une priorité de la politique migratoire 
extérieure suisse. La Suisse a maintenu en 2024 des relations étroites avec les États 
d’Afrique du Nord, avec une coopération bilatérale et régionale dans les domaines 
économiques, de la migration et de la CI, avec divers projets d’aide humanitaire 
(Libye, Tunisie, Egypte) favorisant l’accès aux services de bases pour les migrants 
vulnérables et les réfugiés. De plus, la Suisse continue d’œuvrer pour promouvoir la 
migration circulaire et mobiliser la diaspora (Tunisie). 
 
Le conseiller fédéral Beat Jans s’est rendu en Tunisie en mai 2024 dans le cadre de la 
mise en œuvre du partenariat migratoire. Cette visite a été suivie au mois de novembre 
par une rencontre d’experts afin de renforcer la coopération en matière de bonne 
gouvernance de la migration et de prévention de la migration irrégulière. De nouveaux 
projets pour la protection des migrants et la lutte contre la traite des êtres humains ont 
également été lancés et mis en œuvre. 
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Durant l’année sous revue, la Suisse et le Maroc ont renforcé de manière significative 
leur coopération migratoire. Une délégation interministérielle de haut niveau s’est 
rendue en Suisse en février pour la poursuite du dialogue migratoire dans le cadre du 
Groupe Permanent Migratoire Mixte (GPMM). La collaboration opérationnelle a pu 
être approfondie avec des résultats positifs dans plusieurs domaines, notamment la 
réadmission, la sécurité et les questions relatives à la formation professionnelle et à 
l’accès à l’emploi sur le marché local. Afin d’intensifier encore la collaboration avec 
le Maroc, le SEM a décidé en 2024 de détacher une ILO auprès de l’ambassade de 
Suisse à Rabat à compter d’avril 2025. Le SECO a envoyé une cheffe de coopération 
économique au développement au Maroc en été 2024. Ce pays deviendra dès 2025 un 
pays prioritaire de sa coopération économique au développement : une étape positive 
qui permettra également de renforcer le dialogue migratoire.  
 
La coopération migratoire avec l’Algérie, notamment dans le domaine de la 
réadmission, a été renforcée avec une réunion de haut niveau à Alger en juin 2024 et 
la visite en Suisse d’une délégation algérienne en avril 2024. Cette réunion a eu pour 
objectif de discuter de la gestion de la migration et de présenter les structures 
migratoires en Suisse, telles que la procédure d’asile, le système d’intégration et 
l’accès au marché du travail.  
 
À l’échelle régionale, la Suisse a poursuivi ses projets sur les thèmes de la migration 
de main d’œuvre, la mobilisation de la diaspora comme acteur du développement, la 
prévention et la résolution des cas de migrants disparus ainsi que la protection, la 
formation et l’insertion des enfants et des jeunes migrants, notamment à travers le 
Programme régional Enfants et Jeunes sur les routes Migratoires d’Afrique de l’Ouest 
et du Nord, mis en œuvre dans cinq pays (Tunisie, Maroc, Mali, Niger, Guinée). Un 
programme régional centré sur la protection des enfants et des jeunes en Égypte, en 
Éthiopie et au Soudan vient d’être renouvelé, ainsi que des activités en matière d’accès 
aux services de base (protection, éducation, assistance juridique) pour les réfugiés 
soudanais en Égypte et en Libye.  
 

3.4 Corne de l’Afrique 

Dans la Corne de l’Afrique, la Suisse a concentré ses efforts d’une part sur la 
coopération migratoire avec l’Érythrée et l’Éthiopie et d’autre part sur la réponse aux 
conséquences humanitaires du conflit au Soudan.  
 
Avec l’Érythrée, certains progrès ont pu être réalisés dans le domaine de 
l’identification des requérants déboutés. L’Érythrée continue cependant de refuser les 
renvois involontaires depuis la Suisse ainsi que depuis tous les pays européens. Avec 
l’accréditation secondaire de l’Érythrée à l’ambassade de Suisse à Nairobi, les 
relations diplomatiques sont à nouveau entretenues depuis la région. Une ILO sera 
détachée à Nairobi en février 2025 pour couvrir en priorité l’Érythrée et la Somalie. 
Une délégation du DFAE et du SEM s’est rendue en octobre 2024 à Asmara pour un 
échange avec les autorités portant sur l’ensemble des relations bilatérales, y compris 
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la migration. En parallèle, un groupe de travail interdépartemental a effectué un état 
des lieux approfondi concernant la situation et les relations de la Suisse avec 
l’Érythrée.  
 
En mars 2024, le conseiller fédéral Ignazio Cassis a effectué une visite officielle de 
travail en Éthiopie. Il y a fait le point avec son homologue Taye Selassie et la 
présidente éthiopienne Sahle Zewde sur la situation régionale en matière de sécurité, 
d’économie et de migration. La collaboration avec l’Éthiopie s’est améliorée de 
manière significative au cours de l’année sous revue. Après une période de blocage 
en matière de réadmission pour l’ensemble des pays européens, l’identification et le 
retour des ressortissants éthiopiens tenus de quitter la Suisse ont pu reprendre. La 
coopération a également été renforcée dans le cadre d’échanges de compétences 
relatifs à la gestion de la migration et de l’asile. La Suisse s’est par ailleurs engagée 
pour le soutien à l’intégration économique des réfugiés érythréens et des déplacés 
internes en Éthiopie.  
 
Au niveau régional, le conseiller fédéral Ignazio Cassis a thématisé avec le président 
de l’Union africaine, Moussa Faki, des défis et des opportunités régionaux, à la lu
mière de l’évolution géopolitique et du rôle de la Suisse dans ce contexte. Les discus
sions avec d’autres États se sont également poursuivies. Avec la Somalie, les échanges 
ont porté sur les questions de réadmission et un projet pour renforcer la gouvernance 
de la migration aux frontières a été lancé. Au Kenya, la Suisse soutient les réfugiés 
somaliens et les communautés hôtes autour du camp de Dadaab dans l’optique de 
faciliter l’intégration socio-économique et l’inclusion numérique et financière. La vi
site officielle de travail du conseiller fédéral Ignazio Cassis au Kenya en mars 2024 à 
son homologue Musalia Mudavadi et au président William Ruto a donné lieu à une 
discussion approfondie sur les défis géopolitiques actuels et leur impact sur la sécurité 
régionale et continentale, notamment en matière de sécurité, de migration et de crois
sance économique. Elle a également été l’occasion de recueillir des impulsions signi
ficatives pour la nouvelle stratégie Afrique 2025-2028 du Conseil fédéral. 
 
Avec plus de 11 millions de déplacés internes et plus de trois millions de réfugiés 
ayant fui vers les pays voisins – le Tchad, le Sud-Soudan, l’Égypte, l’Éthiopie, la 
République centrafricaine et la Libye –, le Soudan fait face à une situation d’urgence 
sans précédent. En réponse aux effets de ce conflit, la Suisse a versé un montant de 
près de 100 millions de francs aux organisations des Nations unies et aux ONG 
internationales et a soutenu les partenaires sur le terrain, avec 36 millions en 2024 (64 
millions en 2023) et le déploiement d’experts du Corps suisse d’aide humanitaire. Elle 
s’est engagée également pour le renforcement des capacités socio-économiques et la 
protection des réfugiés érythréens et éthiopiens présents au Soudan.  
 
Plus globalement, la Suisse est restée active dans la région avec des projets en 
Éthiopie, au Kenya, en Somalie et en Ouganda. En 2024, elle a ainsi lancé un nouveau 
programme novateur d’engagement avec le secteur privé au niveau régional à travers 
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le développement d’entreprises qui emploient et/ou servent les communautés 
affectées par les déplacements en Ouganda, au Kenya et en Éthiopie.  
 

3.5 Afrique centrale et occidentale  

La Suisse a intensifié sa coopération migratoire avec plusieurs pays avec lesquels elle 
a des accords migratoires, en priorité avec la Gambie, la Côte d’Ivoire, le Nigéria et 
la Guinée, par le biais de réunions d’experts et de nouveaux projets dans les domaines 
tels que la gestion des frontières et l’intégration professionnelle. Les fonds flexibles 
ont largement été investis dans ces quatre pays, dans des programmes d’intégration 
professionnelles et socio-économiques, et ont joué un rôle clé dans la continuité du 
dialogue migratoire de la Suisse avec ces derniers.  
 
En février 2024, le conseiller fédéral Ignazio Cassis a accueilli à Berne son homologue 
ivoirien, Kacou Houadja Léon Adom, dans le cadre d’une visite diplomatique. Les 
deux parties ont évalué la mise en œuvre des trois accords migratoires signés en 2021, 
ainsi que les perspectives de leur poursuite et de leur approfondissement. En parallèle, 
la Suisse s’est investie dans la lutte contre la traite des êtres humains à travers des 
projets au Nigéria, au Sénégal et en Guinée-Conakry. En Afrique de l’Ouest, elle met 
en œuvre un programme sur la migration de travail intra-régionale. Avec un accent 
spécifique sur les États côtiers de l’Afrique de l’Ouest – principaux pays de destina
tion de la migration de travail (Côte d’Ivoire, Ghana, Nigéria, Sénégal, Guinée) –, la 
Suisse met l’accent sur le renforcement de la migration sûre et régulière et la protec
tion des travailleurs migrants. Ces projets visent à renforcer la migration de main-
d’œuvre régionale comme vecteur de développement durable.  
 
La détérioration de la situation sécuritaire dans les pays du Sahel, notamment au 
Burkina Faso, au Mali et au Niger, la crise alimentaire et les conséquences du 
changement climatique ont marqué la région et amplifié les mouvements migratoires 
régionaux et la migration irrégulière vers l’Europe en 2024, spécialement en direction 
des Îles Canaries. Dans ces trois pays, la Suisse a renforcé ses efforts pour protéger 
les déplacés internes et améliorer l’accès aux services de base. Le Mali et le Niger 
bénéficient aussi d’un programme régional focalisé sur la protection des enfants et des 
jeunes migrants ainsi que leur éducation, leur formation et leur insertion. 
 

3.6 Autres pays et régions prioritaires 

Afghanistan et région 
Trois ans après la prise de pouvoir par les talibans, la situation dans ce pays en crise 
reste tendue et la pression migratoire dans la région est toujours aussi forte, 
particulièrement en Iran et au Pakistan où des millions d’Afghans ont trouvé refuge. 
De nombreuses personnes continuent de fuir le pays. Près d’un quart des demandes 
d’asile déposées par des personnes nouvellement arrivées en Suisse en 2024 
provenaient de ressortissants afghans (4 550). Afin d’atténuer les effets des 
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déplacements forcés de grande ampleur dans la région, la Suisse a poursuivi son 
engagement en Afghanistan, en Iran et au Pakistan. Dans les deux pays de refuge 
précités, elle finance des projets destinés aux Afghans, qui visent notamment à 
améliorer l’accès à l’éducation, à la protection juridique, aux services de santé ainsi 
que les perspectives d’emploi. Comme l’année précédente, la Suisse a alloué en 2024 
près de 30 millions de francs à l’aide humanitaire dans la région, principalement 
consacrés au soutien à la société civile afghane, en particulier aux femmes et aux filles, 
et à la sécurité alimentaire dans les zones rurales. Les questions migratoires sont 
facilitées par une ILO responsable du Pakistan, de l’Afghanistan et de l’Iran, basée à 
Islamabad. Dans le domaine du retour, la Suisse a repris le renvoi des Afghans ayant 
commis des délits graves vers l’Afghanistan, avec le renvoi de cinq personnes en 
seconde moitié de l’année 2024.  
 
Sri Lanka et région 
La Suisse entretient un partenariat migratoire de longue date avec le Sri Lanka. Le 
programme pour la migration de travail sûre au Sri Lanka a pris fin après 14 ans, 
tandis que l’engagement s’est poursuivi en 2024 notamment à travers des projets 
financés par les fonds flexibles dans le domaine de la formation. L’objectif était 
d’offrir, notamment aux jeunes, des perspectives professionnelles sur place, dans le 
contexte qui a suivi la crise économique de 2022. Au Népal et au Bangladesh, la 
Suisse a maintenu son engagement en faveur d’une migration de travail sûre vers la 
région et le Moyen-Orient.  
 
Géorgie 
La coopération migratoire entre la Suisse et la Géorgie s’est poursuivie de manière 
régulière en 2024 et est restée très positive dans le domaine du retour. Elle a été 
concentrée sur les défis liés aux demandes d’asile pour raisons médicales en Suisse et 
sur la facilitation du retour des personnes concernées. Dans le cadre du partenariat 
migratoire, une délégation géorgienne comprenant entre autres des représentants du 
Ministère de la Santé géorgien s’est rendue à Berne en juin 2024 pour une visite 
d’étude portant sur la coopération et les défis liés à ces demandes d’asiles. La Suisse 
a également co-financé avec l’Autriche un projet, mis en œuvre par l’Organisation 
internationale pour les migrations (OIM) et l’Organisation mondiale pour la santé 
(OMS), en collaboration avec le ministère de la santé géorgien, dont l’objectif était 
d’identifier les causes profondes de l’émigration à des fins médicales et de réfléchir à 
des pistes d’action visant à faire face à ce phénomène. L’ILO basée à Ankara, et 
désormais accréditée pour la Géorgie également, a pris ses fonctions en septembre 
2024 avec pour mandat le renforcement de la coopération bilatérale dans le cadre du 
partenariat migratoire avec les autorités géorgiennes, ainsi que le suivi du projet avec 
l’OIM.  
 

4 Politique migratoire multilatérale de la Suisse 

En décembre 2024, le Parlement s’est définitivement positionné en faveur du maintien 
de la position d’abstention de la Suisse sur le Pacte mondial pour des migrations sûres, 
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ordonnées et régulières de l’ONU. Le Conseil fédéral a pris note de ce positionnement 
et continuera donc à ne pas adhérer au Pacte. 
 
Dans le cadre du deuxième Forum mondial sur les réfugiés qui s’est tenu à Genève en 
décembre en 2023 et a été co-organisé par la Suisse et le HCR, l’accent de la Suisse a 
été mis sur la formation des réfugiés, la prévention des disparitions de migrants et de 
réfugiés, l’action climatique et la protection des femmes dans les contextes de 
déplacements forcés. Au niveau national, la Suisse s’est engagée pour la collaboration 
entre les communes, les villes, les cantons et la Confédération en matière d’asile.  
 
Lors du 14e Sommet du Forum mondial sur la migration et le développement à Genève 
en janvier 2024, la Suisse a consolidé son rôle dans le dialogue international sur la 
migration, coorganisant plusieurs événements axés sur les travailleurs migrants, la 
protection sociale et la migration liée au climat.  
 
Le soutien suisse à l’OIM dans ses efforts pour accroître l’efficacité de l’organisation 
est poursuivi par le biais d’un détachement à son siège à Genève. 
 
En 2024, la Suisse, en tant que membre du comité de pilotage et pays référent pour la 
protection et l’asile, a poursuivi son rôle actif dans le Processus de Rabat, cadre de 
consultation régional portant sur les routes migratoires reliant l’Afrique centrale, de 
l’Ouest et du Nord à l’Europe. Elle a aussi contribué, avec la Gambie et le Comité 
international de la Croix-Rouge (CICR), à la création d’un réseau de points focaux 
nationaux pour renforcer la coopération sur les migrants disparus. La Suisse a 
également participé aux réunions thématiques du processus de Khartoum, portant sur 
la route migratoire entre la Corne de l’Afrique et l’Europe. Dans le Processus de 
Budapest, forum de dialogue interrégional sur les migrations le long de la route de la 
soie, la Suisse a contribué à l’élaboration d’une nouvelle déclaration et d’un plan 
d’action qui ont été adoptés lors de la Conférence ministérielle en novembre 2024. 
Ces documents visent à coordonner les efforts migratoires pour la période de 2025 à 
2030.  
 
En conclusion, la Suisse a maintenu son implication dans les structures régionales sur 
la migration, contribuant à une coopération accrue entre pays d’origine, de transit et 
de destination. 
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